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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
3 StR 544/16  

vom 
7. März 2017  

in der Strafsache 
gegen 

 

wegen Totschlags 

Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesanwalts 
und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 7. März 2017 einstimmig  
beschlossen: 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts  

Krefeld vom 26. August 2016 wird als unbegründet verworfen, da die 

Nachprüfung des Urteils auf Grund der Revisionsrechtfertigung keinen 

Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten ergeben hat  

(§ 349 Abs. 2 StPO).  

 

Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels zu tragen. 

Ergänzend zur Antragsschrift des Generalbundesanwalts bemerkt der 

Senat: 

Die Ablehnung der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt weist 

keinen durchgreifenden Rechtsfehler auf. Zwar erscheint die Erwägung, 

der Angeklagte könne nicht "in der gesetzlich vorgegebenen Zeit von  
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maximal zwei Jahren erfolgreich eine Langzeitentwöhnung durch-

führen", bedenklich im Hinblick auf die Neufassung des § 64 Abs. 1 

Satz 2 StGB, der auch auf die Frist nach § 67d Abs. 1 Satz 3 StGB 

verweist. Jedoch belegen die auf die Persönlichkeit und die Wesens-

züge des Angeklagten gestützten weiteren Gründe die Annahme der 

Strafkammer, dass auch bei einem Vorwegvollzug die Voraussetzun-

gen für die Durchführung einer Alkoholentwöhnungstherapie nicht ge-

schaffen werden können und insgesamt keine hinreichend konkrete Er-

folgsaussicht besteht. 

Becker                                                Schäfer                                             Gericke 

                          Tiemann                                                   Hoch 
 


